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Verklappungsgenehmigung für Dünnsäure 

Der Bundesminister für Verkehr — See 18/14.82.31 — hat mit 
Schreiben vom 4. Januar 1984 die Kleine Anfrage namens der 
Bundesregierung wie folgt beantwortet: 

1. Ist seitens des Bundesverkehrsministeriums bzw. der Bundesregie-
rung der Firma KRONOS — TITAN, Nordenham, eine Verlänge-
rung der Verklappungsgenehmigung für Dünnsäure über den Zeit-
punkt 31. Dezember 1983 hinaus erteilt worden? 

Das Deutsche Hydrographische Institut (DHI) hat am 30. Dezem-
ber 1983 der Firma Kronos Titan für das Werk Nordenham eine 
Erlaubnis zur Einbringung von Rückständen aus der Titandioxid-
Produktion erteilt. 

2. Wenn ja, für welchen Zeitraum? 

Die Erlaubnis ist zunächst bis zum 15. März 1984 befristet, da die 
Auswertung verschiedener verspätet eingegangener Stellung-
nahmen noch fortgesetzt werden muß. Im Zusammenhang damit 
wird das DHI auch prüfen, ob das bisherige Einbringungsgebiet 
nordwestlich von Helgoland kurzfristig aufgehoben und statt 
dessen die Einbringung in wechselnden Gebieten nördlich des 
Verkehrstrennungsgebietes „Deutsche Bucht" erfolgen kann. 
Anschließend ist ggf. eine Erlaubnis bis zum 31. Dezember 1985 
vorgesehen. 
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3. Ist diese Genehmigung an Bedingungen bzw. Auflagen gebunden: 

a) Verlegung des Verklappungsgebietes in eine weniger belastete 
Zone, 

b) Verringerung der Einbringungsmenge, 
c) welche weiteren? 

a) Unabhängig von der Verlegung des Einbringungsgebietes 
innerhalb der Nordsee prüft das DHI gemeinsam mit den nie-
derländischen Behörden, ob die Einbringung von Rückständen 
aus der Titandioxid-Produktion insgesamt in den Atlantik ver-
legt werden kann. Sollte die Prüfung bis zum 15. März 1984 
noch nicht abgeschlossen sein, wird das DHI durch einen 
entsprechenden Vorbehalt in der Erlaubnis gewährleisten, daß 
auch nachträglich während der Laufzeit der Erlaubnis eine 
Verlegung des Einbringungsgebiets in den Atlantik verlangt 
werden kann. 

b) Die Einbringungsmengen für Abfälle aus der Titandioxid-Pro-
duktion wurden seit 1980 fortlaufend reduziert. Von dem 
ursprünglich in den Abfällen enthaltenen 240 000 t Grünsalz 
wurden infolge der Auflagen des DHI bereits 1982 nur noch 
ca. 50 000 t in die Nordsee eingebracht. Diese Menge wird bis 
zur endgültigen Einstellung der Grünsalzeinbringung weiter 
fortlaufend reduziert. Die Einbringung der unlöslichen Erz-
rückstände soll Anfang 1985 eingestellt werden. Die Dünn-
säuremenge wird im neuen Erlaubniszeitraum geringfügig ver-
ringert. 

c) Die Erlaubnis enthält umfangreiche Nebenbestimmungen mit 
folgendem Inhalt: 

— Zeitvorgaben, um durch den unverzüglichen Bau von 
Wiederaufbereitungsanlagen die Einbringung auf See bis 
spätestens 1989 zu beenden, 

— Berichterstattung über die Verwertung des Grünsalzes, 

— Entnahme und Untersuchung von Proben, 

— Berichterstattung über die jeweilige Ladungsmenge und 
-dichte, 

— Duldungs- und Mitwirkungspflichten bei Kontrollen des 
DHI, 

— Einzelanforderungen an die Durchführung der jeweiligen 
Einbringungsfahrten (Gesamtmenge, Verdünnung, Einlei-
tungsverfahren, Meldepflichten, Berichterstattung). 

4. Ab welchem Zeitpunkt soll die Grünsalzverklappung eingestellt 
werden? 

Die Einbringung von Grünsalz wird Ende 1984 endgültig einge-
stellt. 
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5. a) Wie sieht die Kontrolle bezüglich repräsentativer Probenent-
nahmen aus? 

b) Welche bisher nicht aufgeführten Auflagen existieren? 

a) Vom DHI werden zwei- bis viermal im Jahr ohne vorherige 
Ankündigung Proben der Abfallstoffe aus den Lagertanks und 
den Einbringungsschiffen entnommen und auf Einzelbestand-
teile untersucht. Es wird geprüft, ob die Zusammensetzung der 
Abfälle der Erlaubnis entspricht. 

Zusätzlich untersucht das DHI stichprobenartig die Proben, die 
von der Firma von jeder Schiffsladung genommen, aufbewahrt 
und analysiert werden müssen. Im Rahmen der Luftüberwa-
chung der Deutschen Bucht und bei Forschungsfahrten des 
DHI wird die Einbringung der Abfälle zusätzlich kontrolliert. 

b) Die Auflagen sind bereits bei Frage 3 c) dargelegt. 

6. Welche Ländervertretungen, Behörden, Institutionen oder Ver-
bände haben Bedenken gegen die weitere Verklappungsgenehmi-
gung erhoben? 

Welchen Stellenwert mißt die Bundesregierung dabei der Stellung-
nahme des Fischereiverbandes bei? 

Bedenken gegen weitere Erlaubnisse sind von den vier Küsten-
ländern, der Bundesforschungsanstalt für Fischerei, der Biologi-
schen Anstalt Helgoland, dem Umweltbundesamt, dem Bundes-
gesundheitsamt und dem Deutschen Fischerei-Verband geäußert 
worden, da nachteilige Auswirkungen auf die Meeresumwelt 
nicht ausgeschlossen werden können. Da diese Stellungnahmen 
übereinstimmen, stellt sich die Frage einer Gewichtung ihres 
jeweiligen Stellenwertes nicht. 

7. Wie steht die Bundesregierung zum Begriff der Besorgnis (§ 34 
Wasserhaushaltsgesetz) bzw. zum Vorsorgeprinzip? 

Die Umweltpolitik der Bundesregierung wird vom Vorsorgeprin-
zip geprägt. Dieses Prinzip findet u. a. seinen Ausdruck in dem 
Besorgnisbegriff, der in dem Artikel 2 Abs. 2 des Gesetzes zu den 
Übereinkommen vom 15. Februar 1972 und 29. Dezember 1972 
zur Verhütung der Meeresverschmutzung durch das Einbringen 
von Abfällen durch Schiffe und Luftfahrzeuge (BGBl. 1977 II 

 S. 165 ff.) — Hohe-See-Einbringungsgesetz — als Erlaubnisvoraus-
setzung verankert ist. Damit geht das Gesetz erheblich über die 
Anforderungen hinaus, die sich aus den einschlägigen Überein-
kommen von Oslo und London ergeben. Aufgrund der bisher 
vorliegenden, wenn auch noch nicht abgeschlossenen wissen-
schaftlichen Untersuchungen kann eine nachteilige Veränderung 
des Meerwassers nicht ausgeschlossen werden, eine Besorgnis ist 
also gegeben, wenngleich bisher keine wissenschaftlichen Nach- 



Drucksache 10/867 	Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 

weise erbracht worden sind, daß die Dünnsäureeinbringung tat-
sächlich zu Schäden in der Meeresumwelt führt. Nach Auffassung 
der Bundesregierung muß deshalb die Einbringung so schnell wie 
möglich durch Umstellung auf anderweitige Beseitigungs- und 
Verwertungsmethoden beendet werden. Allerdings stehen einer 
sofortigen Beendigung der Einbringung und der damit verbunde-
nen Schließung der Produktionsstätten zwingende öffentliche 
Interessen entgegen, so daß für eine Übergangszeit eine Erlaubnis 
nach Artikel 2 Abs. 4 des Hohe-See-Einbringungsgesetzes ge-
rechtfertigt ist. 

Dabei ist nicht die Arbeitsplatzproblematik entscheidend. Maß-
geblich ist vielmehr, daß bei sofortiger Beendigung der Einbrin-
gung die Titandioxid-Produktion in einen anderen Nordseeanlie-
gerstaat verlagert werden würde, wo weniger strenge Umweltvor-
schriften gelten und die Rückstände teilweise unmittelbar in die 
ökologisch erheblich empfindlicheren Flußmündungen und 
Küstengewässer eingeleitet werden. Die Belastung der Nordsee 
würde also nicht geringer werden. Das hält die Bundesregierung 
umweltpolitisch nicht für vertretbar. Statt dessen muß die Gesamt-
belastung der Nordsee reduziert werden, indem die Abfälle aus 
der Titandioxid-Produktion wieder aufgearbeitet werden. Dies 
erfordert, daß dem Unternehmen eine Umstellungsfrist einge-
räumt wird. Nach den Feststellungen der Bundesregierung kön-
nen die notwendigen Umstellungsmaßnahmen bis Ende 1989 — 
aber  auch nicht früher — abgeschlossen werden. Dieser Zeitbedarf 
ist erforderlich für Planung, Genehmigung und Bau der neuen, 
technisch komplizierten Anlagen in Nordenham und Leverkusen, 
für die das Unternehmen Gesamtkosten von ca. 200 Mio. DM 
veranschlagt. Über diesen Zeitpunkt hinaus kommen auch aus 
zwingenden öffentlichen Interessen keine Erlaubnisse mehr in 
Betracht. Schon während der Bauphase werden die Abfallmengen 
erheblich reduziert. 

Die Bundesrepublik Deutschland nimmt mit diesen Umstellungs-
maßnahmen gegenüber anderen Nordseeanliegerstaaten eine 
Vorreiterstellung ein. In Anwendung des Vorsorgeprinzips 
bemüht sie sich, in den Europäischen Gemeinschaften, in den 
Gremien der Internationalen Übereinkommen von Oslo und Lon-
don und auf der im Herbst vorgesehenen Internationalen Nord-
seeschutz-Konferenz darum, die anderen Staaten zu ähnlichen 
Maßnahmen zu bewegen mit dem Ziel, die Abfallbeseitigung auf 
See ständig weiter zu reduzieren und ganz zu beenden. 

8. Ist der Bundesregierung bekannt, daß das jetzige Einbringungsge-
biet für Dünnsäure nordwestlich von Helgoland ein wichtiges Platt-
fischaufwuchsgebiet darstellt? 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß die gesamte innere Deut-
sche Bucht ein wichtiges Aufwuchs- und Aufenthaltsgebiet für 
Plattfische ist. Das jetzige Einbringungsgebiet wurde 1969 in 
Abstimmung mit dem Deutschen Fischerei-Verband für die Ver- 
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klappungen vorgeschlagen, weil hier wegen ungünstiger Boden-
verhältnisse und starker Steinansammlungen ein Befischen des 
Gebietes mit Grundschleppnetzen stark erschwert ist und nur 
bedingt ausgeübt werden kann, die Fischerei dort also am wenig-
sten behindert wird. 

 

9. Wie wertet die Bundesregierung wissenschaftliche Gutachten, wie 
die von Dr. Volker Dethlefsen, Toxikologisches Institut Cuxhaven, 
zum Thema „Schädigung des marinen Ökosystems durch Dünn-
säure"? 

Ist der Bundesregierung klar, daß Vergleiche mit der Verklappung 
vor New Jersey, USA, nicht stichhaltig sind, da Küstenstruktur, 
Wassertiefe und Zusammensetzung der Flora- und Faunabestände 
sich signifikant unterscheiden? 

Die Bundesregierung prüft eingehend alle wissenschaftlichen 
Gutachten über eine mögliche Beeinflussung des marinen Öko-
systems durch Dünnsäure — wie etwa die Gutachten der Bundes-
forschungsanstalt für Fischerei — und berücksichtigt sie bei ihren 
Entscheidungen. Wissenschaftlich konnte zwar ein Kausalzusam-
menhang zwischen Einbringungen und Fischkrankheiten bisher 
nicht nachgewiesen werden, dennoch ist die Bundesregierung im 
Sinne des Vorsorgeprinzips darauf bedacht, daß die Einbringun-
gen so bald wie möglich beendet werden. 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß Vergleiche des Einbrin-
gungsgebiets für Dünnsäure in der Deutschen Bucht mit dem vor 
New Jersey, USA, nicht möglich sind. Gesichtspunkte und Argu-
mente, die Verklappungsentscheidungen zugrunde liegen, wer-
den deshalb auch nicht zur Begründung von Entscheidungen über 
Einbringungen nordwestlich von Helgoland herangezogen. 

10. Warum wurde die Firma nicht konsequent aufgefordert, sich an das 
vom Deutschen Hydrografischen Institut gesetzte Datum zur Vor-
lage eines Stufenplans zur Reduzierung der Schadstoffe bis 31. Juli 
1982 zu halten? 

Der Firma wurde in der Erlaubnis vom 9. September 1980 die 
Durchführung von Forschungsvorhaben aufgegeben mit dem 
Ziel, Aufarbeitungs- bzw. Verwertungsmethoden zu entwickeln. 
Über den Verlauf der Forschungsvorhaben bzw. deren technische 
Umsetzung mußte die Firma das DHI vierteljährlich unterrichten. 
Die Berichte sind regelmäßig eingetroffen. Die Forschungspro-
jekte wurden vom Umweltbundesamt begleitet. 

Bis zum 31. Juli 1982 war ein Stufenplan lediglich für die Beseiti-
gung der unlöslichen Erzrückstände an Land vorzulegen. Dies ist 
termingerecht geschehen. 



Drucksache 10/867 	Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 

11. Hat die Bundesregierung untersucht, ob die wechselnden Zahlen 
der bedrohten Arbeitsplätze der Firma bei Einstellung der Verklap-
pung stichhaltig sind? 

a) Wenn ja, welche Parameter wurden angelegt? 
b) Wie beurteilt die Bundesregierung die Gegenrechnung, nach 

der 270 Kutterbetriebe direkt mit Arbeitsplätzen an diesem 
Gebiet beteiligt sind exklusive der daran anknüpfenden fisch- 
verarbeitenden Industrie? 

Die Arbeitsplatzproblematik ist, wie bei Frage 7 dargelegt, nicht 
entscheidend, neben anderen Faktoren aber zu berücksichtigen. 

a) Das DHI ist bei seinen Entscheidungen nicht von wechselnden 
Zahlen ausgegangen, sondern hat stets 330 Arbeitsplätze in 
Nordenham und weitere 1 100 Arbeitsplätze in Leverkusen 
zugrunde gelegt. Diese Arbeitsplätze würden bei sofortiger 
Einstellung der Einbringung und der damit verbundenen Stille-
gung des Werkes verlorengehen, da die Firma nur Titanpig-
mente herstellt und nicht auf andere Produktionszweige aus-
weichen kann. 

Unterschiedliche Zahlen in der öffentlichen Diskussion sind 
möglicherweise darauf zurückzuführen, daß zwischen den 
unmittelbar betroffenen Arbeitsplätzen in dem Unternehmen 
und Zulieferfirmen zu unterscheiden ist. Außerdem ist von der 
Gesamtproblematik noch ein weiteres Unternehmen betroffen. 

b) Die in der Anfrage ausgesprochene „Gegenrechnung" ist 
systematisch verfehlt, weil die in der Anfrage angeführte 
Anzahl von 270 Kutterbetrieben für dieses Gebiet unzutreffend 
ist. 

12. Welche Sicherungsmaßnahmen sieht die Bundesregierung für den 
Fall großflächiger Ablagerungen der Rückstände der Titandioxid-
produktion an Land vor? 

An Land ist eine großflächige Ablagerung von Dünnsäuren nicht 
möglich. Deshalb gehen alle Konzepte, die eine Beendigung der 
Beseitigung auf See anstreben, von einer Verwertung aus. Über 
die heute schon zu deponierenden Erzrückstände hinaus werden 
bei diesen Verwertungsverfahren keine anderen Abfälle in nen-
nenswerten Mengen anfallen. Soweit diese Abfälle in Abfallbesei-
tigungsanlagen deponiert werden, müssen die Anlagen nach den 
dafür geltenden Bestimmungen des Abfallbeseitigungsgesetzes 
zugelassen sein. 

13. Ist der Bundesregierung bekannt, daß der Rohstoff Rutil, der nach 
Umstellung vom Sulphat- auf das Chloridverfahren in verstärktem 
Umfang benötigt wird, in seinen Ressourcen begrenzt ist? 

Wie soll das Rohstoffknappheitsproblem gelöst werden? 

Es ist grundsätzlich Sache der Unternehmen, sich um die Siche-
rung der eigenen Rohstoffbasis zu kümmern, auch wenn diese — 
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wie im Fall Rutil — begrenzt ist. Der Bundesminister für Wirtschaft 
unterstützt jedoch die Aufsuchung und Untersuchung von Roh-
stoffen, die für die Versorgung der Bundesrepublik Deutschland 
von Bedeutung sind, im Rahmen des Explorationsförderungspro-
gramms. In diesem Zusammenhang wurde schon einmal die 
Exploration von Rutilvorkommen gefördert. Es besteht nach wie 
vor grundsätzlich Bereitschaft, auch in Zukunft solche Explora-
tionsvorhaben finanziell zu unterstützen. 

14. Hat die Bundesregierung vor, der Firma KRONOS — TITAN wei-
tere Steuergelder zu Subventionszwecken zur Verfügung zu stel-
len? (Das Recyclingverfahren wurde während seiner Entwicklung 
als Pilotprojekt zu 50 v.H. mit Steuergeldern bezuschußt.) 

In der Vergangenheit hat die Firma Kronos Titan Forschungsmit-
tel des BMFT zur Entwicklung abfallarmer Produktionsverfahren 
erhalten. Aufbauend auf den erzielten Forschungsergebnissen 
entwickelt das Unternehmen das Konzentrierungsverfahren auf 
eigene Kosten. Weitere Forschungsanträge der Firma liegen nicht 
vor, so daß sich für die Bundesregierung die Frage nach der 
Bewilligung zusätzlicher Mittel gegenwärtig nicht stellt. 

15. Was steht einer Offenlegung zukünftiger Genehmigungsverfah-
ren, die den Abfalleintrag in die Meere betreffen, im Wege? (Ein 
offenes Genehmigungsverfahren wird in anderen Ländern, z. B. in 
den USA und in den Niederlanden, praktiziert.) 

Das Hohe-See-Einbringungsgesetz sieht eine Offenlegung der 
Erlaubnisverfahren nicht vor. Hierbei ging der Gesetzgeber davon 
aus, daß eine Beteiligung der Öffentlichkeit wegen der Besonder-
heiten der Abfallbeseitigung auf hoher See nur schwer herstellbar 
ist. Anders als bei der Zulassung von Anlagen an Land im Rahmen 
von Planfeststellungs- oder Genehmigungsverfahren nach dem 
Abfallbeseitigungsgesetz und Bundes-Immissionsschutzgesetz ist 
hier eine' Beteiligung der von der Einbringung konkret Betroffe-
nen nicht möglich. Dies wird durch eine umfangreiche Anhörung 
zahlreicher Behörden und Fachinstitute im Rahmen des Genehmi-
gungsverfahrens ausgeglichen. Hierzu gehören u. a. die Bundes-
vorschungsanstalt für Fischerei und der Deutsche Fischerei-Ver-
band. Das DHI wird zusätzlich den Verband der deutschen Kutter- 
und Küstenfischer beteiligen. 

Auch im Hinblick darauf, daß über 1989 hinaus keine Einbrin-
gung von Dünnsäure aus der Titandioxidherstellung mehr zuge-
lassen werden soll, sieht die Bundesregierung keine Notwendig-
keit zu einer Änderung des Hohe-See-Einbringungsgesetzes. 




